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Mehrwertsteuererhöhung 2007 
Wie viel müssen Familien zusätzlich ausgeben?

Cosima Strantz

Zum Jahresbeginn wurde der reguläre Mehr-
wertsteuersatz von 16 auf 19 % angehoben. 
Der ermäßigte Steuersatz von 7 % blieb kons-
tant, auch bei den steuerbefreiten Gütern er-
folgte keine Änderung. Die individuelle Belas-
tung eines Haushalts durch die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer dürfte damit von der Struktur 
seiner Konsumausgaben abhängen. 

Im Rahmen ihres Forschungsprogramms Fami-
lienwissenschaften hat die LANDESSTIFTUNG 
Baden-Württemberg die FamilienForschung 
(FaFo) Baden-Württemberg mit der Durchfüh-
rung eines Projekts zur Einkommenssituation 
und Besteuerung von Familien beauftragt. In 
diesem Zusammenhang entstand die hier re-
ferierte Studie. Ausgewählte Ergebnisse zur 
Mehrwertsteuerbelastung von Familien wer-
den hier vorgestellt. 

Eine in der politischen Diskussion verbreitete 
These ist, dass eine Mehrwertsteuererhöhung 
unsozial und familienpolitisch kontraproduktiv 
sei, da sie insbesondere einkommensschwache 
und kinderreiche Familien belaste, die einen 
großen Anteil ihres Einkommens für den Kon-
sum verwenden. Im Gegensatz zur Einkom-
mensteuer werden keine Grund- oder Kinder-
freibeträge wirksam, die einkommensarme 
oder kinderreiche Haushalte begünstigen und 
die Steuersatzdifferenzierung der Mehrwert-
steuer setzt nur sehr unsystematisch an fami-
lienspezifischen Merkmalen an.

Nach den hier vorgelegten Ergebnissen,  
denen Auswertungen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 2003 für Deutschland 
zugrunde liegen, sinkt mit zunehmendem 
Haushaltsnettoeinkommen die Belastungsre-
lation der Mehrwertsteuer bezogen auf das ver-
fügbare Einkommen. Die Mehrwertsteuer wirkt 
regressiv, sowohl bei Familien als auch bei Kin-
derlosen. Nur geringe Einflüsse auf die Steuer-
belastung haben unterschiedliche Haushalts- 
und Familientypen. Eine generelle Mehrbelas-
tung von Familien in Deutschland ist nicht 
festzustellen. Auch sind kinderreiche Familien 
gegenüber Ein- und Zweikindfamilien nicht  
im Nachteil. Allerdings trifft die Mehrwertsteuer-
erhöhung Alleinerziehende stärker als Paare 
mit Kindern.

Mehrwertsteuererhöhung zum Januar 2007

Die Mehrwertsteuer ist gemessen am Steuer-
aufkommen neben der Einkommensteuer die 
zweite tragende Säule des deutschen Steuer-
staates.1 Sie zählt als Konsumsteuer zu den 
allgemeinen Verbrauchssteuern, mit denen der 
gesamte private und öffentliche Verbrauch be-
lastet wird. Die Mehrwertsteuer als „indirekte“ 
Steuer wird bei den Unternehmen erhoben, 
soll aber wirtschaftlich die Endverbraucher 
belasten, indem sie über die Absatzpreise an 
diese weitergegeben wird. In der Vergangenheit 
wurden die beiden in Deutschland geltenden 
Mehrwertsteuersätze mehrfach erhöht. Bei 
Einführung der Mehrwertsteuer am 1. Januar 
1968 betrug der Regelsteuersatz 10 % und 
wuchs bis heute in mehreren Schritten auf 19 % 
an. Die jüngste Erhöhung erfolgte mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz 20062, mit dem die An-
hebung des Regelsteuersatzes der Mehrwert-
steuer von 16 auf 19 % zum 1. Januar 200� be-
schlossen wurde. Der ermäßigte Steuersatz 
wurde bislang von 5 % auf derzeit � % erhöht. 

Die Konsumstruktur, also die durchschnittliche 
Aufteilung der privaten Konsumausgaben in 
regelbesteuerte, ermäßigte und steuerbefreite 
Güter, beeinflusst die Mehrwertsteuerbelas-
tung eines Haushalts. Nach den Ergebnissen 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
2003 (i-Punkt) hatten in Deutschland unter den 
steuerbefreiten Gütern die Wohnungsmieten 
(ohne Energie und Betriebskosten) den relativ 
größten Anteil. Rund ein Viertel der privaten 
Konsumausgaben entfiel auf Kaltmieten. Bei 
den steuerermäßigten Gütern stellten die Nah-
rungsmittel mit einem Anteil von durchschnitt-
lich 11 % an den gesamten Konsumausgaben 
der privaten Haushalte die wichtigste Güter-
gruppe dar. Für Güter, die dem vollen Mehr-
wertsteuersatz unterliegen, gaben die privaten 
Haushalte in Deutschland etwas mehr als die 
Hälfte (56 %) ihrer Konsumausgaben aus.3 Die 
Aufteilung der Konsumgüter nach Mehrwert-
steuersätzen setzt nicht systematisch an be-
stimmten sozialen Merkmalen an. Zwar unter-
liegen sogenannte „Güter des Grundbedarfs“ 
keiner Mehrwertsteuer (zum Beispiel Miete) 
oder nur dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz 
(zum Beispiel Nahrungsmittel und Bücher). 

1 Aufkommensstärkste 
Steuern im Jahr 2006 
sind die Steuern vom Ein-
kommen (Lohnsteuer, 
veranlagte Einkommen-
steuer, Zinsabschlag und 
nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag) mit 39,� % 
und die Steuern vom Um-
satz mit einem Anteil von 
30 % am Gesamtsteuer-
aufkommen. Quelle:  
Bundesministerium der 
Finanzen, Stand Mai 200�.

2 Das Haushaltsbegleit-
gesetz umfasst noch eine 
Reihe weiterer Maßnah-
men: Parallel zur Mehr-
wertsteuererhöhung wird 
der Regelsteuersatz der 
Versicherungssteuer von 
derzeit 16 auf 19 % ange-
hoben. Die Sozialversiche-
rungsfreiheit von Sonn-, 
Feiertags- und Nachtzu-
schlägen wird begrenzt 
und der pauschale Bei-
tragssatz im gewerblichen 
Bereich angehoben. Der 
Beitragssatz in der Arbeits-
losenversicherung wurde 
um 2 Prozentpunkte auf 
4,5 % gesenkt. 

3 Linz, Stephan u.a.: Belas-
tung der Haushalte durch 
die Mehrwertsteuererhö-
hung 200�, in: Wirtschaft 
und Statistik 11/2006,  
S. 1124-1129.
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EVS 2003

Die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) ist eine breit angelegte 
Querschnittsstichprobe, die alle 5 Jahre von 
den Statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder durchgeführt wird. Sie erfasst 
die Einnahmen und Ausgaben der privaten 
Haushalte sowie deren wesentliche Vermö-
gensgegenstände, Ausstattung mit langle-
bigen Gebrauchsgütern und die Wohnsitua-
tion. Es werden etwa 0,2 % aller privaten 
Haushalte in Deutschland im Rahmen der 
EVS befragt, die 3 Monate lang ihre Einnah-
men und Ausgaben in sogenannte Haus-
haltsbücher aufschreiben. Eine gesetzliche 
Verpflichtung zur Teilnahme besteht nicht. 
An der letzten Erhebung im Jahr 2003 waren 
rund 60 000 Haushalte beteiligt.1 

Sie liefert unter anderem statistische Infor-
mationen über die Einkommens-, Vermö-
gens- und Schuldensituation, die Konsum-
ausgaben sowie die Ausstattung mit Ge- 
brauchsgütern und die Wohnverhältnisse 
privater Haushalte. Die EVS enthält 132 Ein-

zelpositionen zu den privaten Konsumaus-
gaben. Einzelne Positionen sind allerdings 
nicht detailliert genug erfasst, um die Steu-
ersatzdifferenzierung der Mehrwertsteuer 
exakt abbilden zu können, sodass Schät-
zungen vorgenommen werden mussten.

Einschränkungen ergeben sich bei der  
Nutzung der EVS, da nicht die gesamte  
Bevölkerung repräsentiert ist. In der Erhe-
bung sind nur solche Haushalte vertreten, 
die sich aufgrund von Werbemaßnahmen 
der Statistischen Ämter bereit erklärt 
haben, die mit den Erhebungsunterlagen 
abgefragten Angaben zu machen. Nicht ein-
bezogen sind Haushalte mit einem mo- 
natlichen Haushaltsnettoeinkommen von  
18 000 Euro und mehr sowie Personen in 
Anstalten und ähnlichen Einrichtungen 
sowie Personen ohne festen Wohnsitz. Fer-
ner sind Ausländerhaushalte in der EVS un-
terrepräsentiert. Durch die Vorgehensweise 
der Rekrutierung der Stichprobenteilneh-
mer sind systematische Verzerrungen der 
Stichprobenauswahl wahrscheinlich  
(„Mittelschichts-Bias“).

1 Bei den Erhebungen der EVS 1998 und 2003 wurden die Haushalte nicht mehr über das ganze Jahr, sondern nur noch ein 
Quartal befragt. Damit wurde der Erhebungsaufwand verringert. Da die Haushalte gleichmäßig über die Quartale verteilt 
wurden und keine Hinweise auf zusätzliche Selektionsverzerrungen vorliegen, ist dies kein systematisches Problem. Aller-
dings sinkt dadurch der faktische Stichprobenumfang auf ein Viertel (ca. 15 000 Haushalte), was den Stichprobenfehler ver-
größert.

Aber auch Hunde- und Katzenfutter werden 
mit � % besteuert, Kinderbekleidung und Win-
deln als typische Konsumgüter von Familien 
hingegen mit 19 %.

Wie reagieren Unternehmen und Konsumen-
ten auf die Erhöhung der Mehrwertsteuer?

Wer die Mehrwertsteuer(erhöhung) letztlich 
trägt, hängt von komplizierten Überwälzungs-
vorgängen ab. Der Gesetzgeber geht von der 
Vorstellung aus, dass die Mehrwertsteuer(er-
höhung) von den Unternehmen sofort und in 
voller Höhe an die Endverbraucher weiterge-
geben wird. Inwieweit das tatsächlich gelingt, 
wird von den Nachfragebedingungen auf den 
einzelnen Produktmärkten bestimmt. Das 
Preissetzungsverhalten der Unternehmer, das 
heißt Preiserhöhungen bei betroffenen Pro-
duktions- und Konsumgütern, dürfte aber auch 
von der Durchsetzbarkeit gegenüber den wei-
terverarbeitenden Unternehmen und den End-
verbrauchern sowie der Preissetzung anderer 
Anbieter abhängen. Außerdem muss ein Un-
ternehmen die höheren Kosten, die ihnen 
durch eine Mehrwertsteuererhöhung entste-

hen, nicht zwangsläufig bei dem Produkt wei-
tergeben, das von der Erhöhung betroffen ist.4 
Für die Mehrwertsteuer gilt: Je unelastischer 
die Nachfrage ist, desto höher ist die von den 
Konsumenten zu tragende Steuerlast.5 

Das Folgende will zeigen, wie sich die Konsu-
mausgaben für Familien im Vergleich zu kin-
derlosen Haushalten aufgrund der Anhebung 
des Regelsatzes der Mehrwertsteuer von 16 
auf 19 % rein rechnerisch verteuert haben. 
Dabei wird angenommen, dass die reale Ver-
brauchsnachfrage in Höhe und Struktur von 
der Steuererhöhung unberührt bleibt. Eine 
Steuererhöhung bedeutet für die Nachfrager 
stets eine Reduzierung ihrer realen Einkom-
men. Außerdem verändern sich die Preisrelati-
onen zwischen unterschiedlich stark besteuer-
ten Gütern, sodass zumindest mittelfristig von 
einer Verschiebung der Verbrauchsstruktur 
auszugehen ist. Damit gelingt es den Unter-
nehmen möglicherweise nicht vollständig, die 
Mehrwertsteuererhöhung an die Konsu-
menten zu überwälzen. Bei den hier unterstell-
ten Annahmen sind die ermittelten Werte Be-
lastungsobergrenzen und dürften in der 
Realität eher geringer ausfallen. 

4 Ebenda.

5 Eine schwache Reaktion 
der Nachfrage auf Preis-
änderungen zeigt sich 
besonders bei lebens-
notwendigen Gütern 
wie Nahrungsmittel, 
die schlecht substituiert 
werden können.
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Individuelle Belastung abhängig 
vom verfügbaren Einkommen

In jeder Familie setzen Ausgaben stets Einnah-
men voraus. Die Einkommenshöhe begrenzt 
den privaten Konsum entscheidend. Sie be-
stimmt, ob neben den Konsumausgaben ge-
nügend Spielraum für die Bildung von Erspar-
nissen bleibt. Das in einer Familie erwirtschaf- 
tete Einkommen legt also das Verhältnis 
zwischen Konsum- und Sparquote fest.6 � Da-
rüber hinaus hängt die Konsumstruktur von 
der Höhe des verfügbaren Einkommens ab. 
Dabei bestimmt die Mehrwertsteuer auf Kon-
sumgüter, wie stark sich ein Gut steuerbedingt 
verteuert.

In den unteren Einkommensbereichen haben 
die Ausgaben für geringer besteuerte Güter 
(hauptsächlich Nahrungsmittel) und steuer-
freie Güter (überwiegend Kaltmiete) ein grö-
ßeres Gewicht. Hier treten Konsumquoten von 
mehr als 100 % auf. Betreffende Haushalte 
verschulden sich entweder durch Aufnahme 
eines Kredits oder sie lösen Ersparnisse auf, 
um ihren Konsum zu finanzieren.8 Mit stei-
gendem Einkommen nimmt der Anteil der 
Ausgaben für Nahrungsmittel und (Kalt)Mieten 
ab und das Sparen gewinnt zunehmend an 
Gewicht, entsprechend sinkt die Konsumquote 
(Schaubild 1, Tabelle 1 und 2). 

Konsumquoten in Deutschland 2003 nach Haushaltsnettoeinkommen*)T1

Monatliches 
Einkommen  
von … bis

unter … EUR

Haushalte 
insgesamt

Paare1)
Allein-

lebende1)

Alleinerziehende

ohne  
Kinder

mit … Kind(ern) mit … Kind(ern)

mit  
Kindern 1 2 3 oder 

mehr insgesamt insgesamt 1 2 3 oder 
mehr

in % des Haushaltsnettoeinkommens

   unter 900 112 (> 100) (.) (.) (.) (.) > 100 > 100 (> 100) (.) (.)

   900 - 1 300 97 > 100 > 100 (> 100) (.) (.) 93 > 100 > 100 (> 100) (.)

1 300 - 1 500 94 > 100 > 100 (> 100) (.) (.) 85 96 95 (97) (.)

1 500 - 2 000 89 92 94 91 94 (> 100) 81 93 94 93 (91)

2 000 - 2 600 85 83 90 89 89 98 71 82 78 88 (87)

2 600 - 3 600 79 77 80 78 81 83 62 77 76 79 (.)

3 600 - 5 000 72 67 71 69 71 74 56 (66) (66) (65) (.)

5 000 - 18 000 59 54 59 57 59 61 (41) (59) (59) (.) (.)

Insgesamt 75 70 72 73 71 71 76 87 88 84 88

*) Durchschnittswerte. – 1) Haupteinkommensbezieher/-in unter 50 Jahre.

> 100    Die Ausgaben übersteigen rechnerisch das Haushaltsnettoeinkommen.
(.)          Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25) der Zahlenwert nicht sicher genug ist
             (relativer Standardfehler von 20 % oder mehr).
()           Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl (25 bis unter 100) statistisch relativ unsicher ist
             (relativer Standardfehler von 10 % bis unter 20 %).

Datenquelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.

Regressive Wirkung der Mehrwertsteuer

Je höher (niedriger) also das Haushaltsnetto-
einkommen ist, desto geringer (höher) ist die 
Konsumquote und umso größer (kleiner) ist 
der Anteil der Konsumausgaben für regelbe-
steuerte Güter. Hieraus ergibt sich das ty-
pische Muster für die Mehrwertsteuerbelas-
tung von privaten Haushalten (Schaubild 2). 
Ausgehend von niedrigen Einkommen nimmt 
die Belastung zunächst ab, verharrt dann in 
den mittleren Einkommensbereichen auf 
einem weitgehend konstanten Niveau und 
nimmt in höheren Einkommensbereichen 
einen regressiven Verlauf.9 10

Dabei bestimmen zwei grundsätzliche Mecha-
nismen den Zusammenhang zwischen Mehr-
wertsteuerbelastung und Haushaltsnettoein-
kommen: der regressive Effekt der fallenden 
Konsumquote und der progressive Effekt der 
Konsumstruktur. Sie verhalten sich gegenläu-
fig zueinander und daher ist das Ergebnis 
davon abhängig, welcher Effekt dominiert. Mit 
steigendem Einkommen sinkt die Konsum-
quote. Es ergibt sich eine fallende relative Be-
lastung und folglich ein regressiver Belas-
tungsverlauf. Auf der anderen Seite verändert 
sich innerhalb der Konsumquote die Konsum-
struktur, das heißt die Zusammensetzung des 
Warenkorbs. Mit steigendem Einkommen 

6 Die Konsumquote ist de-
finiert als das Verhältnis 
zwischen den gesamten 
privaten Konsumausgaben 
und dem ausgabefähigen 
Einkommen der Haushalte.

7 Die ausgabefähigen Ein-
kommen und Einnahmen 
unterscheiden sich vom 
Haushaltsnettoeinkommen 
darin, dass Vermögens-
übertragungen und Ein-
nahmen aus dem Verkauf 
von Waren zum Haus-
haltsnettoeinkommen 
hinzugezählt werden.

8 Kredite ebenso wie die 
Auflösung von Geld- und 
Sachvermögen werden 
im ausgabefähigen Ein-
kommen nicht berücksich-
tigt. So können Konsum-
quoten von über 100 % 
zustande kommen.

9 Von einem „regressiven“ 
Effekt sprechen Öko-
nomen, wenn einkom-
mensschwache Haushalte 
relativ stärker belastet 
werden als Haushalte mit 
höheren Einkommen. 

10 Da in der EVS Haushalte 
mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen von  
18 000 Euro und mehr 
nicht repräsentiert sind, 
wird die regressive Wir-
kung tendenziell unter-
schätzt.
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Private Konsumausgaben in Deutschland 2003
nach Haushaltsnettoeinkommensklassen*)

*) Durchschnittswerte.

Datenquelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.

S1

Anteile in %

Haushaltsnettoeinkommensklasse
von unter 900 EUR

Haushaltsnettoeinkommensklasse
von 5 000 bis unter 18 000 EUR

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 806 07

Regelsteuersatz

steuerermäßigte Güter
(ohne Nahrungsmittel)

Nahrungsmittel steuerbefreite Güter
(ohne Kaltmiete)

Kaltmiete

45

6
13

32

4

60

5

9

18

8

nimmt der Anteil der mit dem vollen Mehr-
wertsteuersatz belegten Güter zu. Der dadurch 
ansteigende Durchschnittssteuersatz wirkt in 
Richtung einer progressiven relativen Belas-
tung durch die Mehrwertsteuer. Er schwächt 
den regressiven Effekt der Konsumquote ab, 
der insgesamt jedoch dominiert.

Steuern auf Konsumgüter stehen traditionell 
in dem Ruf, unsozial und familienpolitisch 
kontraproduktiv zu sein, da eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer insbesondere einkommens-
schwache und kinderreiche Familien belaste, 
die einen großen Anteil ihres Einkommens für 
den Konsum verwenden. Dahinter steht die 
Vorstellung, dass aufgrund der mit steigen-
dem Einkommen rückläufigen Konsumquote 
die Bezieher geringer Einkommen relativ stär-
ker durch eine Erhöhung der Konsumsteuer 
belastet werden als Bezieher hoher Einkom-
men.11 

Daraus lässt sich allerdings nicht schlussfol-
gern, dass Familien mit Kindern generell einer 
höheren Belastung durch die Mehrwertsteu-
ererhöhung ausgesetzt sind als Haushalte, in 
denen keine minderjährigen Kinder zu versor-
gen sind. Dieses trifft nur dann zu, wenn bei 
gegebenem Einkommen Familien mehr kon-
sumieren als kinderlose Haushalte – und zwar 
vorwiegend von Konsumgütern, die mit dem 
vollen Mehrwertsteuersatz belegt sind. Ob 
und gegebenenfalls in welcher Höhe Familien 
tatsächlich stärker belastet werden, lässt sich 
nur empirisch überprüfen.

Familien „unten“ höher belastet als  
Familien „oben“ …

Nach der Höhe des verfügbaren Einkommens 
liegen die zu erwartenden Mehrausgaben für 
Familien zwischen 11 und 63 Euro. Mit den 
höchsten Mehrausgaben in Höhe von 63 Euro 
monatlich haben Paare mit drei oder mehr 
Kindern in der Einkommensklasse 5 000 bis 
unter 18 000 Euro zu rechnen. Die mit 11 Euro 
niedrigste absolute Mehrbelastung haben bei 
den Familien die Alleinerziehenden mit einem 
Kind in der Einkommensklasse unter 900 Euro 
zu tragen (Tabelle 3). Die geringe absolute 
Mehrbelastung der Alleinerziehenden beruht 
im Wesentlichen darauf, dass die Einkom-
menssituation keine höheren Ausgaben für 
voll besteuerte Güter erlaubt, während sich 
das kinderreiche Paar in der höchsten Einkom-
mensklasse die höheren Ausgaben für (voll 
besteuerte) „Luxusgüter“ eher leisten kann. 
Die 3-prozentige Mehrwertsteuererhöhung be-
zieht sich demzufolge auf eine höhere Ausga-
bensumme. Familien mit mehreren Kindern 
haben aber auch einen höheren Konsumbe-
darf bei Ausgabenbereichen wie bspw. Kinder-
bekleidung als Alleinerziehende mit einem 
Kind. Auf der anderen Seite sinken die Ausga-
ben je Kind mit steigender Kinderzahl, da viele 
Anschaffungen, die für das erste Kind unver-
meidlich sind, für das zweite oder dritte Kind 
nicht oder zumindest nicht in der gleichen fi-
nanziellen Größenordnung getätigt werden 
müssen.12

Ob nun 11 Euro oder 63 Euro „viel“ sind, wird 
deutlich, wenn die ermittelten Zusatzausgaben 
auf das ausgabefähige Einkommen13 bezogen 
werden. Die Spanne der relativen Zusatzbelas-
tung bei Paaren mit Kindern liegt zwischen 
1,58 und 0,9 %, bei Alleinerziehenden sinkt die 
relative Belastung von 1,39 auf 0,�6 %, das 
heißt, die Belastung durch die Mehrwertsteu-
ererhöhung wirkt auch hier regressiv (Tabelle 4).

Um sich die gleichen Güter wie vor der Mehr-
wertsteuererhöhung kaufen zu können, müs-
sen Familien mit höheren Einkommen min-
destens das 3-Fache des Betrages ausgeben, 
der für Familien der unteren Einkommensklas-
sen anfällt wenn sie sich ebenfalls das gleiche 
leisten wollen wie vor der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer. In Relation zum ausgabefähigen 
Einkommen sinkt die relative Steuerlast so-
wohl bei Paaren mit Kindern als auch bei Al-
leinerziehenden (Tabelle 4). Familien mit nied-
rigen Einkommen werden damit relativ stärker 
durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer ge-
troffen als Familien in höheren Einkommens-
schichten. Die insgesamt regressive Wirkung 
der Mehrwertsteuer ist also im Wesentlichen 

11 Fritzsche, Bernd u. a.: 
Empirische Analyse der 
effektiven Inzidenz des 
deutschen Steuersys-
tems, Essen 2003,  
S. 84 ff.

12 Münnich, Margot: Ein-
kommensverhältnisse 
von Familienhaushalten 
und ihre Ausgaben für 
Kinder, in: Wirtschaft 
und Statistik 6/2006,  
S. 644-6�0.

13 Siehe Fußnote 6.
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Anteil der regelbesteuerten Güter in Deutschland 2003 nach Haushaltsnettoeinkommen*)T2

Monatliches 
Einkommen  
von … bis 

unter … EUR

Haushalte 
insgesamt

Paare1)
Allein-

lebende1)

Alleinerziehende

ohne  
Kinder

mit … Kind(ern) mit … Kind(ern)

mit  
Kindern 1 2 3 oder 

mehr insgesamt insgesamt 1 2 3 oder 
mehr

in % des Haushaltsnettoeinkommens

   unter 900 45 (51) (.) (.) (.) (.) 48 45 (45) (.) (.)

   900 - 1 300 47 56 (50) (50) (.) (.) 52 47 47 (50) (.)

1 300 - 1 500 50 52 51 (51) (.) (.) 55 49 51 (45) (.)

1 500 - 2 000 53 56 50 51 48 (52) 56 52 54 50 (48)

2 000 - 2 600 55 58 54 56 53 51 56 52 53 51 (50)

2 600 - 3 600 57 61 55 57 55 53 57 53 53 52 (.)

3 600 - 5 000 58 61 56 58 55 54 57 53 (57) (50) (.)

5 000 - 18 000 60 63 59 61 59 57 62 (50) (50) (.) (.)

Insgesamt 56 60 56 57 56 55 54 51 51 51 52

*) Durchschnittswerte. – 1) Haupteinkommensbezieher/-in unter 50 Jahre.

(.)    Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25) der Zahlenwert nicht sicher genug ist
       (relativer Standardfehler von 20 % oder mehr).
()     Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl (25 bis unter 100) statistisch relativ unsicher ist
       (relativer Standardfehler von 10 % bis unter 20 %).

Datenquelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.
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Zusatzbelastung durch die Mehrwertsteuererhöhung bezogen 
auf das ausgabefähige Einkommen in Deutschland 2003*)

darauf zurückzuführen, dass Familien mit stei-
gendem Einkommen einen zunehmenden An-
teil sparen (Tabelle 1). Dieser Zusammenhang 
gilt für kinderlose Haushalte allerdings genau-
so. Aus dem regressiven Belastungsverlauf al-
leine lässt sich daher noch nicht schlussfol-
gern, ob Familien mit Kindern oder kinderlose 
Haushalte härter getroffen werden.

… aber Familien nicht systematisch stärker 
belastet als Kinderlose

Während sich die Einkommensteuer am Leis-
tungsfähigkeitsprinzip orientiert und durch 
ihren progressiven Verlauf und verschiedene 
Freibeträge unmittelbare Umverteilungsele-
mente besitzt, ist die Mehrwertsteuer nur mit-
telbar von Einkünften und Haushaltsgröße ab-
hängig.14 Der Verbrauch und damit die Konsum- 
struktur bestimmen die Belastung, die aber 
auch bei gegebenem Einkommen und gege-
bener Haushaltsgröße von Haushalt zu Haus-
halt sehr verschieden sein kann. 

Bezogen auf das ausgabefähige Einkommen 
werden die Haushaltstypen15 unterschiedlich 
belastet und zwar: 

Alleinerziehende  + 1,15 %
Paare mit Kindern + 1,05 % 
kinderlose Paare  + 1,09 %
Alleinlebende   + 1,08 %

Die Mehrwertsteuererhöhung belastet Fami-
lien mit Kindern also nicht systematisch höher 
als Haushalte ohne Kinder (Tabelle 4). In den 
mittleren und höheren Einkommensklassen 
werden die Alleinlebenden durch die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer deutlich schwächer 
belastet als die Alleinerziehenden. Dieser 
Sachverhalt basiert sowohl auf der Entwick-
lung ihrer Konsumquoten, die mit steigendem 
Einkommen stärker abnehmen als bei Allein-
erziehenden, als auch auf ihrer Konsumstruk-
tur. Im unteren Einkommensbereich sind die 
Belastungsunterschiede geringer. Zwischen 
Paaren ohne und Paaren mit Kindern verändern 

14  Jacobebbinghaus, Peter: 
Welche Haushalte zahlen 
wie viel Mehrwertsteuer? 
Eine empirische Analyse 
auf der Basis der EVS 
1998, Mannheim 2003.

15  Der Haupteinkommens-
bezieher ist mit Ausnah-
me der Alleinerziehenden 
bei allen Haushaltstypen 
jünger als 50 Jahre. 
Durch die Altersbegren-
zung werden kinderlose 
Haushalte und Familien 
mit Kindern in ihren Le-
bensphasen und ihren 
Konsumausgaben ver-
gleichbar gemacht.
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Monatliches 
Einkommen  

von … bis unter 
… EUR

Haushalte 
insgesamt

Paare1)
Allein-

lebende1)

Alleinerziehende

ohne  
Kinder

mit … Kind(ern) mit … Kind(ern)

mit  
Kindern 1 2 3 oder 

mehr insgesamt insgesamt 1 2 oder mehr

EUR

   unter 900 9 (16) (.) (.) (.) (.) 9 11 (11) (.) (.)

   900 - 1 300 13 21 (19) (19) (.) (.) 13 15 14 (18) (.)

1 300 - 1 500 17 20 (20) (20) (.) (.) 18 17 17 (16) (.)

1 500 - 2 000 21 24 22 22 21 (27) 20 22 23 21 (20)

2 000 - 2 600 28 30 30 31 29 30 25 26 25 27 (27)

2 600 - 3 600 36 38 36 36 37 36 31 32 31 33 (.)

3 600 - 5 000 46 45 43 44 43 44 36 37 (40) (34) (.)

5 000 - 18 000 63 61 61 61 61 63 54 (51) (51) (.) (.)

Insgesamt 31 39 41 38 42 46 19 22 20 25 31

*) Durchschnittswerte. – 1) Haupteinkommensbezieher/-in unter 50 Jahre.

(.)    Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25) der Zahlenwert nicht sicher genug ist
       (relativer Standardfehler von 20 % oder mehr).
()     Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl (25 bis unter 100) statistisch relativ unsicher ist
       (relativer Standardfehler von 10 % bis unter 20 %).

Datenquelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.

Absolute Zusatzbelastung durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer in Deutschland 2003*)T3

sich die Unterschiede bezüglich ihrer prozen-
tualen Zusatzbelastung im gleichen Einkom-
mensintervall kaum. Insgesamt sind über alle 
Einkommensbereiche nur geringe Unter-
schiede zwischen den Lebensformen festzu-
stellen.

Familienform entscheidet mehr über Zusatz-
belastung als die Kinderzahl

Deutlich unterscheidet sich die Zusatzbelas-
tung der Paare mit Kindern und der Alleiner-
ziehenden. Sie geben zwar insgesamt den ge-
ringsten Anteil ihrer Konsumausgaben für 
regelbesteuerte Güter aus (51 %), haben aber 
mit 8� % im Durchschnitt die höchste Konsum-
quote (Tabelle 1 und 2). Das heißt, sie geben 
45 % ihres ausgabefähigen Einkommens für 
voll besteuerte Güter aus, was zur höchsten 
relativen Zusatzbelastung führt. Während Allein-
erziehende bei voller Überwälzung der Mehr-
wertsteuererhöhung durchschnittlich rund  
22 Euro im Monat zusätzlich aufwenden müs-
sen, um ihr Konsumniveau zu halten, liegt die 
durchschnittliche Zusatzbelastung für Paare 
mit Kindern bei rund 41 Euro. Ins Verhältnis  
zu den ausgabefähigen Einkommen gesetzt, 
ergibt sich für Paare mit Kindern die geringste 
relative Belastung. Da Paare mit Kindern mit 
einer Konsumquote von �2 % und einem An-
teil an regelbesteuerten Gütern von 56 % ins-
gesamt also nur 40 % ihres verfügbaren Ein-

kommens für voll besteuerte Güter verwenden, 
ergibt sich für sie die geringste Zusatzbelastung. 
Die Familienform scheint damit eine größere 
Bedeutung für das Ausmaß der relativen Zu-
satzbelastung zu haben als die Existenz von 
Kindern.

Auch die Kinderzahl verändert die Konsum-
quote wie auch die Konsumstruktur nur unwe-
sentlich (Tabelle 1 und 2). Beim Einzelkind sind 
in der Regel höhere Ausgaben für Erstanschaf-
fungen notwendig, die in Mehrkindfamilien 
häufig für das zweite und dritte Kind erneut 
genutzt werden. Entsprechend gering sind die 
Unterschiede in der Belastung durch die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer entlang der Kinder-
zahl. Paare mit ein und zwei Kindern bis zu 
einem Haushaltsnettoeinkommen von 3 600 
Euro sind einer höheren Mehrwertsteuerbelas-
tung unterworfen als Familien mit drei oder 
mehr Kindern. Danach verläuft die Belastung 
für Paare mit Kindern weitgehend identisch. 
Insgesamt sinkt bei Paaren mit Kindern mit 
steigender Kinderzahl die relative Belastung. 
Dies gilt auch für Alleinerziehende, zumindest 
was den Vergleich von Ein- und Zweikindfami-
lien angeht. Dies widerspricht der Annahme, 
Haushalte mit vielen Kindern hätten eine hö-
here Konsumquote als die kleineren Haushalte 
und würden damit auch stärker belastet. Viel-
mehr nehmen die Konsumquote und damit 
die Steuerlast mit zunehmender Familiengröße 
leicht ab.
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Relative Zusatzbelastung durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer in Deutschland 2003*)T4

Monatliches 
Einkommen  
von … bis

unter … EUR

Haushalte 
insgesamt

Paare1)
Allein-

lebende1)

Alleinerziehende

ohne  
Kinder

mit … Kind(ern) mit … Kind(ern)

mit  
Kindern 1 2 3 oder 

mehr insgesamt insgesamt 1 2 3 oder 
mehr

in % des ausgabefähigen Einkommens

   unter 900 1,29 (1,90) (.) (.) (.) (.) 1,34 1,39 (1,39) (.) (.)

   900 - 1 300 1,19 1,82 (1,58) (1,58) (.) (.) 1,26 1,28 1,24 (1,5) (.)

1 300 - 1 500 1,22 1,39 (1,39) (1,39) (.) (.) 1,22 1,21 1,24 (1,12) (.)

1 500 - 2 000 1,21 1,34 1,22 1,21 1,16 (1,46) 1,19 1,26 1,31 1,20 (1,12)

2 000 - 2 600 1,21 1,25 1,27 1,30 1,23 1,28 1,02 1,11 1,07 1,17 (1,11)

2 600 - 3 600 1,17 1,22 1,15 1,15 1,16 1,12 0,90 1,05 1,04 1,07 (.)

3 600 - 5 000 1,07 1,06 1,02 1,03 1,02 1,02 0,81 (0,91) (0,97) (0,84) (.)

5 000 - 18 000 0,91 0,87 0,90 0,90 0,90 0,90 0,66 (0,76) (0,76) (.) (.)

Insgesamt 1,09 1,09 1,05 1,09 1,03 1,01 1,08 1,15 1,16 1,11 1,18

*) Durchschnittswerte. – 1) Haupteinkommensbezieher/-in unter 50 Jahre.

(.)    Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl (weniger als 25) der Zahlenwert nicht sicher genug ist
       (relativer Standardfehler von 20 % oder mehr).
()     Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl (25 bis unter 100) statistisch relativ unsicher ist
       (relativer Standardfehler von 10 % bis unter 20 %).

Datenquelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.

Das Ergebnis einer weitgehenden Unabhän-
gigkeit der relativen Belastung durch die Mehr-
wertsteuer von der Größe des Haushalts bzw. 
der Familie lässt den Schluss zu, dass zwar die 
Entscheidung für eine Familie für die Eltern 
einen Verzicht auf Möglichkeiten des materiel-
len Konsums nach sich zieht, aber Familien 

insgesamt durch die Mehrwertsteuererhöhung 
nicht größere Nachteile tragen als kinderlose 
Haushalte. 

Weitere Auskünfte erteilt
Cosima Strantz, Telefon 0�11/641-25 40,
Cosima.Strantz@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Große Unterschiede beim persönlichen 
Nettoeinkommen der älteren Generation

Unter den Männern und Frauen der älteren 
Generation, das heißt bei den 65-Jährigen und 
Älteren, lassen sich im Hinblick auf ihre per-
sönliche Einkommenssituation deutliche Unter-
schiede beobachten. Wie das Statistische Lan-
desamt anlässlich des Internationalen Tags der 
älteren Menschen am 1. Oktober 200� fest-
stellt, verfügten nach den Ergebnissen des 
Mikrozensus 2006 Frauen dieser Altersgruppe 
häufig über ein deutlich niedrigeres persön-
liches Nettoeinkommen als Männer. So hatte 
mehr als ein Viertel der Frauen im Alter von 65 
und mehr Jahren ein persönliches Nettoein-
kommen von unter 500 Euro. Bei den gleich-
altrigen Männern war dies nur bei rund 3 % 
der Fall. Demgegenüber verfügten rund 41 % 

der männlichen Senioren, aber nur 14 % der 
Seniorinnen über ein persönliches Nettoein-
kommen von 1 500 Euro und mehr.

Diese deutlichen Einkommensunterschiede 
dürften unter anderem eine Folge der niedri-
gen Erwerbsbeteiligung dieser Frauengenera-
tion sein. Sehr häufig war es für die heutigen 
Seniorinnen noch üblich gewesen, nach der 
Heirat oder der Geburt des ersten Kindes für 
längere Zeit oder auch endgültig aus dem Be-
rufsleben auszuscheiden, sodass diese Frauen-
generation nur geringe eigene Rentenansprüche 
haben dürfte. Allerdings müssen auch viele 
Seniorinnen, die zwar lange Zeit erwerbstätig 
waren, aufgrund einer im Durchschnitt schlech-
teren formalen schulischen und beruflichen 
Bildung mit einer geringeren Rente auskom-
men als ihre männlichen Altersgenossen.


